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Bericht über die hellen Ost-Berliner Eltern
I
Wie viele Westdeutsche schütteln über die Ostdeutschen verständnislos den Kopf,
etwa wenn sie deren Bemühen um Anpassung an das Leben eines Wessi beobach¬
ten! Recht machen kann man es den Westdeutschen nur sehr schwer: Stürzten sich
die neuen Bundesbürger zu Beginn auf die Segnungen der westhchen Welt, so
bewiesen sie den Westdeutschen darin nur ihre Charakterlosigkeit. Beharren sie
heute dagegen anhaltend auf ihr DDR-Proprium, so werden sie als Nostalgiker
bemitleidet. Im ersten FaU nahmen sie sich zu schnell heraus, was die westhchen
Mitbürger - völhg unabhängig von ihrem Lebensalter - sich in vierzig Jahren hart
erarbeitet haben woüen. Man sieht in den Ostdeutschen ausgedörrte Wüstenwande¬
rer, die, in der Oase angekommen, sich unverantwortlich, weil gierig und maßlos
am Wasser laben. Tun sie dagegen so, als ob sie das Tempo der Integration selbst
bestimmen und dabei verlangsamen wollen, um überhaupt prüfen zu können, was
sie von den alten Strukturen behalten woUen und was nicht, dann gelten sie als
undankbar und sentimental, Hemmschuhe auf dem Weg der Vereinigung.
Angesichts der Dynamik der objektiven geseUschafthchen Entwicklung wird aus
dem öffenthchen Diskurs über die Anpassungsprobleme ein oft lächerliches Nach¬
plätschern. Es wird nicht erst öffenthch diskutiert, wie es werden soll. Statt dessen
bricht es im Osten weiter zusammen und wird kräftig umgepflügt. Freilich geschieht
dies nicht nach Plan, sondern nach den Gesetzen der Anarchie kapitalistischer
Warenproduktion und Profitmaximierung und denen des hilflos kompensierenden
Staatsinterventionismus. Dieser mag sich von rationaler Planung in dem Maße
moralisch befreit fühlen, wie er die Folgen einer einmal so begründeten Planung
im Osten sanieren soll.
II
Eine der wenigen, von fast allen Beobachtern nicht für möglich gehaltenen Leistun¬
gen des Staates besteht dagegen in der Umgestaltung des DDR-Schulwesen hin
zum Modell der alten Bundesrepublik. Schon zwei Jahre nach Beginn der Arbeit
in den Landesparlamenten hatten alle neuen Bundesländer ihre neuen Schulgeset¬
ze. Die Leistung besteht weniger in der Bewältigung des parlamentarischen Verfah¬
rens (wie man als Beobachter westdeutscher Parlamente vermuten könnte) als
vielmehr darin, wie mit Hilfe der Gesetze und ihrer Administration eine in vierzig
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Jahren geschaffene und damit als eine Schwerkraft sui generis etabüerte Strukturh1
in einem Akt umgebaut wurde. Im Osten hielt man sich nicht wie übücherweise im
Westen damit auf, den Umstieg langwierig zu proben. Westdeutsche, die am
Immobiüsmus der Büdungspoütik leiden, mögen sich die Augen reiben, wie selbst
in Mecklenburg-Vorpommern über die Ferien-Pause nun das alte durch das neue
Schulsystem ersetzt wurde, die Einheitsschule (POS) durch das »gegliederte Schul¬
wesen«. Als solche Pläne erstmals laut wurden, hieß es in den aufgeklärteren
Kreisen: »Das wird gar nicht gehen, Lehrer, Eltern und Schüler machen nicht mit.
Das läßt sich nicht finanzieren und organisieren, erst recht nicht auf dem platten
Land. Das stehen die nie durch!« Mit dem neuen Schuljahr 92/93 scheint es doch
zu klappen, wenn auch nicht ganz so, wie es sich die Verwaltungen wünschen (s.u.).2
Im Rahmen der Ausdehnung der Bundesrepubhk auf das Gebiet der Ex-DDR
liefert die deutsche Geschichte einen anschaulichen Beleg sowohl für die ungebro¬
chene Kraft der Phantasien von der Allmacht der Erziehung und der Schule als
auch deren realer Formbestimmtheit durch die deutsche Variante einer bürgerlichen
GeseUschaft (vgl. Gmschka 1992). Wenngleich Phantasien auch nur einen geringen
positiven Zusammenhang zur empirischen Wirklichkeit besitzen (Werden alle
allseitig an allem gebildet und zur Mündigkeit erzogen?), sind sie dennoch in ihrer
auf die Realität bezogenen, dabei fügüch reduzierten semantischen Bedeutung von
enormer reahtätsdeutender und Politik antreibender Kraft. Die Verpflichtung auf
die demokratische und je nach Gusto pluralistische oder doch wertgebundene
AUgemeinbüdung (mit FDGO und Gottesfurcht) verlangt, scheinbar wie von
selbst, im Osten wie im Westen nach einem Büdungswesen, das die Bildungsange¬
bote »begabungsgerecht« dosiert.
Eine von den anhaltenden Aufgeregtheiten sich distanzierende Geschichtsschrei¬
bung könnte für beide deutsche Entwicklungswege zweierlei zeigen: Zum einen,
wie eine krude, der Schule äußerlich aufgenötigte Instramentahsierang für politi¬
sche Zwecke scheitern muß. Zum anderen würde deutlich werden, wie ungleich
besser die Betroffenen selbst die gewünschte politische Funktion von Schule und
Berechtigungswesen in eigener Regie erfüllen.3
Nicht zuletzt wegen des Fehlens einer breiten Tradition privater besserer Schulen
und eines demokratischen Selbstverständnisses der deutschen Gesellschaft scheiter¬
ten die Westalliierten schon früh mit ihrem Versuch, die dreigliedrige deutsche
Schule zur angelsächsischen Einheitsschule umzugestalten. Wesentlich länger dauer¬
te es, bis auch die DDR-Einheitsschule als »Instmment der Arbeiterklasse zur
Brechung des Bildungsmonopols der Bourgeoisie« scheiterte. Die Diktatur des
Proletariats verhinderte seit Ende der sechziger Jahre nicht die (Re-)Produktion
der neuen DDR-Eliten aus sich selbst. Die DDR-Einheitsschule diente vielmehr
immer offener dieser Funktion. Fast schon tragisch mutet es an, daß gerade die
Jugend, die soeben noch »in unerschütterüchem Vertrauen an der Seite der Partei«
aufwuchs, massenhaft der totalen Pädagogik des Systems davonlief.
Während sich die westdeutsche Schule der Umkremplung durch die Reeducation
erfolgreich widersetzte und in den Formen der Dreigliedrigkeit die deutsche Tradi¬
tion wahrte, stilisierte sich die Schule in der DDR als »wichtigste Errungenschaft
der sozialistischen Revolution«. Der von den aus dem Exil zurückkehrenden
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deutschen Kommunisten am eigenen Leib erfahrene Charakter des bürgerhchen
Schulsystems als Herrschafts- und Steuerangsinstrument bestimmte ursprüngüch
den Eigensinn jenes Einheitsschulsystems, das sie mit Hufe der sowjetischen
Mihtäradministration im Zuge der »antifaschistisch-demokratischen Umwälzung«
errichteten.
Als aber in der DDR die Substitution der Eliten vollzogen war, wurde die 1946
geschaffene besondere Struktur zur Förderung von Arbeiter- und Bauernkindern
wieder reduziert und schheßhch zur Eüteförderang umfunktioniert. Besonders
geeignete Schüler, die für ein Studium im Ausland vorgesehen waren, legten an der
Arbeiter- und Bauernfakultät (ABF) nun ihr Abitur ab und erhielten gleichzeitig
eine intensive Sprachausbüdung. Kamen 1954 über 54 Prozent aller Studierenden
in der DDR aus Arbeiter- und Bauernfamiüen, so waren es 1989 nur noch 10
Prozent. In Westdeutschland, wo die Programmatik gleicher Bildungschancen erst
Ende der sechziger Jahre die BildungspoÜtik prägte, betrug der Arbeiteranteü
unter den Studierenden 1954 ca. 5 Prozent und im Jahre 1982 immerhin 15 Prozent
(Geißler 1990).
Fragt man sich heute, warum die POS von den ehemahgen DDR-Bürgern nicht
als erhaltenswerte Errungenschaft verteidigt, sondern massenhaft abgewähltwurde,
so darf man primär nicht auf die »Errungenschaft« einer 10-jährigen gemeinsamen
Schule für aüe bücken, sondern muß sich klar machen, daß das dekretierte Dementi
der Chancengleichheit durch die Planwirtschaft der Berechtigungen den Menschen
so in den Kopf gefahren ist, daß sie nun statt »Chancengleichheit« die besseren
Chancen für ihre Kindern wünschen mußten.
Gemessen an der relativen Erfolglosigkeit einer konsequent auf Chancengleich¬
heit gerichteten BUdungspoütik im Westen verwundert nicht so sehr die Vehemenz
und Widerstandslosigkeit, mit der im deutschen Einigungsprozeß die ostdeutsche
Büdungslandschaft umgepflügt wird, sondern eher die in manchen Kreisen der
Reformer gehegte IUusion, ün Osten hätte jene Reform durchgeführt werden
können, die im Westen im Sande verlaufen ist.
Von den verantworthchen Büdungspohtikem und ihren westhchen Beratern in
den neuen Ländern wird Realpolitik betrieben. Sie stehen unter dem Druck, dem
Publikum mit ihren geringen Ressourcen mögüchst glaubhaft qualitative Verände¬
rungen zu demonstrieren, um sich von der schlechten realsozialistischen Vergangen¬
heit abzusetzen. In den Schulgesetzen der Neuen Länder und in den Schulstrukturen
soll sich der neue Geist manifestieren, der in Wahrheit nur den alten westdeutschen
repräsentiert. Das Abschreiben im Westen macht es dem ostdeutschen Pubhkum
zusätzlich schwer, etwas von der Entwicklung zu erahnen, die sich im westdeutschen
BUdungssystem nicht zuletzt mit der Büdungsexpansion in vierzig Jahren zweifelsoh¬
ne vollzogen hat. Kennzeichnend für die neue ostdeutsche BUdungspoütik (ein¬
schließlich der des neuen Groß-Berhns) ist sodann die Ratlosigkeit gegenüber den
eintretenden Auswirkungen der Schulgesetze. Die Eltern stimmen mit den Füßen
anders ab, als die Apologeten des gegliederten Schulsystems wünschen mögen. So
wie die westdeutsche Szene seit mehr als einem Jahrzehnt hinsichthch der Struktur¬
probleme des Schulsystems hilflos reagiert, treibt man nun auch im Osten Bildungs¬
politik. In diesem Sinne ist die Vereinigung gelungen.
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III
Neben den allgemeinen (Um-)Erziehungsplänen, nach denen eine als orientierungs¬
los mißdeutete ostdeutsche Jugend (vgl. Stock/Tiedtke 1992) auf den Weg der
freiheithch-demokratischen Tugend gebracht werden soü, geht es in der Öffentlich¬
keit hauptsächlich um die »neue« Modeüvielfalt ün Schulsystem. Nach vierzig
Jahren verordneter Einheitsschule und sozialer NiveUierang hätte man vermuten
können, daß das ostdeutsche Publikum mit dem plötzüch zur Wahl stehenden
westdeutschen Schulsystem vor ungekannte Schwierigkeiten gesteht wäre. Die
Erprobung der verschiedenen Joghurt- oder Weinbrand-Marken war noch eine
leckere Kleinigkeit. Der Wechsel vom Trabi zum Kadett stellte ün Privaten den
Anschluß an den Westen bereits früh her. Doch die Wahl der für den Nachwuchs
geeigneten Schulart schien ungleich schwerer zu sein, zugleich ist sie von weitaus
größerer Tragweite. Die Kriterien, nach denen die Entscheidung zu treffen wäre,
verstehen sich nicht von selbst. Schon die neuen Etiketten sorgten vielleicht für
Unsicherheit: Mittelschule, Regelschule, Hauptschule, Gesamtschule (mit und
ohne Oberstufe)? Allein vom Gymnasium geht eine eindeutige Signalwirkung aus:
abschreckend für die einen und attraktiv für die anderen.
Zu vermuten wäre gewesen, daß im Jahr der uno-actu-Neugründung des gesam¬
ten ostdeutschen Schulsystems nur ein aügemeines Mißverstehen zwischen Lehrern,
Eltern und Schülern herrschen konnte. Gmndschuüehrer hatten plötzüch Lauf¬
bahnempfehlungen zu geben für Schulen, deren Unterscheidungsmerkmale sie
nicht kennen konnten. Eltern und Schüler wurden von der BUdungsadministration
und den um ihre eigene Zukunft, weniger um die ihrer Schule besorgten POS-Leh¬
rern mit Argumentationen für die Übergangsentscheidung konfrontiert, die kaum
verständlich, geschweige denn durchschaubar waren. Alle soUten sie doch nach den
Ferien in völüg neu gegründete Schulen, ja neu erfundene Schulformen übertreten,
ohne daß insbesondere bei letzteren jemand genau sagen konnte, was sie denn sein
würden.
Mit unterschiedlichen Marketingstrategien versuchten die neuen Bildungspoliti¬
ker im Bunde mit den einschlägigen Standesverbänden die Kundschaft für die neu
zu gründenden Schulen zu gewinnen. Besondere Mühe machten sie sich dabei, die
neuen niederen Schulformen zu vorzügüchen BUdungseinrichtungen hochzujubeln.
Konnten die Eltern in Thüringen oder Sachsen wissen, was Eltern in Baden-Würt¬
temberg wissen, daß nämüch das Gesundbeten der Hauptschule besser ohne die
eigenen Kinder erfolgen sollte? Die neue Liberaütät im Osten führte dann dazu,
daß den Eltern niemand die Entscheidung für oder gegen eines der neuen aber
unbekannten Modelle abnahm. (Probefahrten wie beim PKW-Kauf waren nicht
vorgesehen.) In dieser für die Eltern bislang ungewohnten Situation boten sich
allein die Besinnung auf (Büdungs-) Traditionen des gegüederten Schulwesens (der
Großeltern ?) oder das rationale Risikokalkül bzw. das der Optionenmaximierung
als Orientierung an.
Reahtätstüchtig, wie auch die ostdeutschen Eltern sind, haben sie sich mit den
Gegebenheiten überraschend gut arrangiert. Das bedeutet nicht, daß sie sich von
den durch die Administration geschaffenen Angeboten gleichermaßen beeindruk-
ken ließen. Während im Westen die Konservativen hilflos der anhaltenden Bü-
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dungsexpansion zusehen, holten die Ostdeutschen den Weststandard gleichsam
nach den Ferien in einem Akt nach. Sie fordern von der Schule vor aUem, was sie
als einziges zu geben in der Lage ist: mögüchst hochwertige Zertifikate als Voraus¬
setzung für Karrierechancen. Und es scheint auch im Osten auf der Hand zu hegen,
daß das Beste für die Kinder gerade gut genug ist. Wie sich der Schul-Markt in den
ersten beiden Jahren tatsächlich entwickelt hat, macht die aktuelle Gesamt-Berüner
Schullandschaft deutlich, von der im folgenden der Bereich der Sekundarstufe I
näher betrachtet werden soll. Dafür stehen uns bereits die amtlichen Statistiken zur
Verfügung.
IV
Für den (BUdungs-)Marktforscher ist Berlin ein besonders interessantes Untersu¬
chungsfeld. Hier vollzieht sich in der Ökonomie, in der Politik und auch im
BUdungssystem die Vereinigung am radikalsten, Nähe und Distanz des Ostens und
des Westens in einer Stadt liefern vieUeicht die prägnanteste und auch explosivste
Spannung, in der der schlecht bezahlte Streifenwagenführer aus dem Westen der
Stadt durch den deutlich schlechter bezahlten Ostkollegen begleitet wird. Die
Probleme sind in ihrer sinnfälligen Zuspitzung zu studieren. Mögliche Trends lassen
sich hier am frühesten ablesen.
Seit dem Schuljahr 91/92 gilt auch im Ostteil der Stadt das Westberliner
Schulgesetz, d.h. die alte POS existierte nach den Sommerferien '91 nicht mehr.
Die Bildungsadministration, damals von einer AL-Senatorin geführt, ließ sich
von der diffusen Bedürfnislage der Ostberliner nicht irritieren und nutzte die
Gelegenheit, im alten Streit um die Gesamtschule Terrain zu gewinnen. So
wurden in den Ostbezirken 56 Gesamtschulen gegründet. Da sich die »Dreiglied¬
rigkeit« jedoch auch durch die engagierte Senatorin nicht völlig verhindern ließ,
entstanden außerdem 49 Gymnasien, 25 Realschulen und 8 Hauptschulen. In den
Westbezirken existiert eine andere Angebotsstruktur mit 34 Gesamtschulen, 42
Hauptschulen, 46 Realschulen und 72 Gymnasien. Man kann also analog zur
Ökonomie auch im Bereich der Schule von unterschiedlichen Marktbedingungen
in Ost und West sprechen. Auch das Publikum ist außerordentlich heterogen. In
den Westbezirken Berlins mit ihrer 2-fachen Einwohnerzahl gibt es im Primar¬
und Sekl-Bereich nur 20.000 Schüler mehr als in den östlichen Bezirken (88.941
vs. 62.199 Schüler). Das ist nicht verwunderlich, wenn man bedenkt, daß es in
Westberlin mehr als 50 Prozent Ein-Personen-Haushalte gibt. Die ostberhner
Schüler (der Klassenstufen 6 bis 10) und ihre Eltern, die sich 1991 für die neuen
Modelle entscheiden mußten, haben ihre Wahl wie folgt getroffen: 43,8 Prozent
votierten für eine Gesamtschule, von denen allerdings nur ein Drittel mit einer
eigenen gymnasialen Oberstufe auch das Abitur als erreichbare Perspektive
glaubhaft vermitteln können. Weitere 43,7 Prozent haben sich für das Gymna¬
sium entschieden, was den 46,3 Prozent Gymnasiasten der Sekl in den Westbezir¬
ken bereits erstaunlich nahe kommt.
Für die ostberhner Schüler ist diese Entwicklung vor allem deshalb spektakulär,
weil sie befreit waren von der DDR-üblichen 12 Prozent Delegationsquote in die
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Erweiterte Oberschule (EOS). Die Zugangsbedingungen zum Gymnasium waren
ungewohnt liberal. Schüler berichteten erstaunt, daß sie bei ihrer Anmeldung in
einem der neu gegründeten Gymnasien nicht einmal nach ihrer Leistung gefragt
wurden. Vergleichsweise katastrophal fiel die 91er Abstimmung für die Hauptschule
mit 1,3 Prozent und für die Realschule mit 11,2 Prozent aus. In ganz Ost-Berlin




Der Drang zum Abitur war offensichtlich mächtiger als eine Bildungspolitik, die
genau das gegliederte Schulsystem im Osten einrichten möchte, das im Westen sich
in Auflösung befindet. Wegbrechende Arbeitsmärkte, das Streben nach den höch¬
sten Abschlüssen und das Bedürfnis nach Überwindung von angedienten Minder¬
wertigkeiten und Defiziten haben im ersten Jahr im Osten einen stärkeren Impuls
zur Einheitsschule (bescheidener: zum zweigliedrigen Schulwesen mit Gesamtschu¬
le und Gymnasium) erzeugt, als vierzig Jahre DDR und zwanzig Jahre westdeut¬
scher Reformpolitik.
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Dennoch interessant und wohl völlig offen ist nun die Frage, wie es mit einem
Schulsystem weiter gehen kann, das fast 90 Prozent der Schüler in Schulen führt,
die zum Abitur führen können. Wenn man schon die alten 12 Prozent DDR-Abituri¬
enten erfolgreich als leistungschwach denunzieren konnte, wie soü das mit den
vieUeicht bald 60 oder 70 Prozent werden? Wie werden Lehrer und Schüler zu dem,
was sie der Zugehörigkeit zu einer Schulform gemäß sein sollten? Zugespitzt
formuliert: Wie lernen die ostberhner Arbeiterkinder, daß sie doch nicht auf die
höhere Anstalt gehören?
Zunächst könnte man annehmen, daß sich die Lösung dieses Problems im Laufe
der notwendigen Herausbüdung eines spezieUen Professionsverständnisses unter
den ostdeutschen Gymnasiaüehrern ergeben wird. Als reahstischer Pädagoge einer
Anstalt höherer Bildung müßte man fordern, daß an den neuen Gymnasien
schneüstmöglich ein distinkter Leistungsstandard durchgesetzt wird, um das Gym¬
nasium innerhalb der wie auch immer enger werdenden Hierarchie der Schulformen
plausibel als die höchste Stufe auszuzeichnen. Die Selektion nach dem Einheits-Kri¬
terium der Schuüeistungen könnte in dieser Perspektive zu einem lebensnotwendi¬
gen Klärangsprozeß führen.
Der pädagogische Idealist könnte dagegen mutmaßen, daß man sich an den
ostberhner Gymnasien auf das neuhumanistische Bildungsverständnis besinnt,
welches die DDR-Lehrer in ihrem Studium kennengelernt haben. Was in der POS
oder EOS nicht möglich war, könnte nun im Gymnasium erreicht werden: die
allgemeine Menschenbildung als Vorstufe zu einer Spezialbildung. Die Profiüerung
über die alten Sprachen dürfte versperrt sein, denn wer von den neuen Lehrern ist
auch nur ein kleiner Lateiner? Mühe macht schon genug, die Initiation zum
Studienrat im angestammten Fach zu bestehen. Nicht auszuschüeßen wäre schheß¬
hch, daß die Gymnasien aus der Not die Tugend ableiten und beginnen, ihre
heterogene Schülerschaft mit emer integrativen Pädagogik zu bearbeiten. So würde
auch am Gymnasium individueUe Forderang durch Differenzierung das mehrmalige
Repetieren ersetzen. Damit aber würden solche Schulen zu trojanischen Pferden
der GesamtschuUobby werden. Sie zögen schnell den organisierten Haß der sich
versammelnden Alt-Phüologen auf sich.
Die Konstitutionsprobleme der neuen Schulen ün Osten sind handfester, als es
die genannten Entwicklungsrichtungen nahelegen. Jene, nicht diese werden das
Bild der Schulen in den kommenden Jahren prägen. Daß - wie die Statistik belegt
- eine übermäßige Selektion zur Zeit an den ostberüner Gymnasien nicht stattfin¬
det, ist nicht auf pädagogische Konzepte zurückzuführen. Verantwortlich dafür ist
eine bemerkenswerte Interessensymbiose zwischen Eltern, Lehrern und Schülern.
Während die Eltern sich von der alten Bevormundung durch die Administration
befreit haben und von individuellen Nutzenkalkülen leiten Ueßen, verschafft sich
so mancher Schüler am besten im Gymnasium eine Schonfrist vor dem Eintritt in
den Arbeitsmarkt - Bildungsmoratorium ist die treffende Wortprägung für dieses
Verhalten, das auch im Westen an Popularität gewinnt. Die neuen GymnasiaUehrer
hingegen können zur Zeit kein Interesse an der Reduzierung ihrer Schülerzahlen
haben. Einerseits müssen sie sich gegenüber den Schülern erst noch als Autoritäten
etablieren; das dürfte nicht dadurch möglich sein, daß sie den gestrengen Studienrat
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heraussteUen. Andererseits würde die Unterschreitung der vorgeschriebenen Band¬
breite für die Klassenfrequenz für einige Kollegen die Chancen auf die ersehnte
Studienratslaufbahn schmalem. Da man nicht wissen kann, wen es treffen würde,
dürfte es nicht ratsam sein, sich mit besonders rigider Selektion hervorzutun. Mit
jedem »geförderten Schüler« wächst die Chance, den eigenen Arbeitsplatz zu
erhalten.
Die Ironie der Geschichte hegt also darin, daß ausgerechnet die neuen Lehrer
sich selbst belügen müssen, für die die Befreiung von der sozialistischen Leistungs¬
schule die von der verordneten Lüge bedeutete. Mußten sie vordem, ob in POS
oder EOS, sich für jede schlechte Note nach oben hin rechtfertigen, so diktiert
ihnen dies nun ihre Kraft zur Selbsterhaltung.
Bedenkt man die konservative Sorge um den Verfall der BUdung, den Drang
nach Stärkung des Abiturs, das auch in Berlin demnächst innerhalb von 12 Jahren
an besonders Begabten ausprobiert werden soU, dann läßt sich absehen, wie schnell
die gegenwärtige Interessenharmonie zwischen den Akteuren im Klassenzimmer
aufgekündigt werden könnte, wenn erst die eigene Position gesichert ist. Bald wird
es auch das Berhner Landesparlament merken, daß es sich das vergleichsweise
teuerste Schulsystem in dem Augenblick zumutet, in dem das preiswerteste schon
fast nicht mehr zu finanzieren ist.
Als spürten die Ostberliner das auf sie zukommende Ungemach und als woUten
sie die Lasten der Auseinandersetzung mit den Westberlinern teüen, haben sie im
Schuljahr 1992/93 zu der Verteilung gefunden, die im Westen der Stadt erreicht
wurde.
Nach dem geordneten Durcheinander des letzten Schuljahres müssen die Anmel¬
dungen für die Schulen der Sekundarstufel im Schuljahr 92/93 überraschen. Unab¬
hängig vom ungleichen Schulangebot in den Ost- und Westbezirken und entgegen
den Spekulationen über einen forcierten Ansturm auf die Gymnasien weisen die
Anmeldungen in Ost und West nun dieselben Proportionen auf. Das verdeuthcht
folgende TabeUe, die sich auf die Statistik der Schulverwaltung Berlins stützt.
Verteüung der Sek I - Anmeldungen 92/93 auf die Schularten im Ost-West-Ver¬
gleich





Die BUdungsplaner reagieren auf die Nachfrage mit der Aufstockung der Kapazi¬
täten an den ostberhner Gymnasien und der gleichzeitigen Kappung des Zustroms
an 5 Gesamtschulen. Nun nahem sich auch die acht Hauptschulen ihrer Auslastung.
Damit läuft die Verwaltung einer Tendenz hinterher, die offensichtlich ebenso
unmöglich zu beherrschen wie vollständig zu erklären ist. Vermutlich haben sich
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die Eltern des jetzigen 7.Jahrgangs nicht so sehr von der aUgememen Aufregung
des letzten Jahres leiten lassen, sondern sich ihre eigenen Gedanken gemacht.
Erstaunlicherweise haben diese Eltern sich mit Ausnahme der Hauptschule so
entschieden, wie es auch die Eltern im Westen getan haben.
Aus der Marktforschung für einen bekannten deutschen AutomobUhersteüer
wird ein ähnlich verblüffender Befund berichtet: Nach eingehender Analyse des
Kaufverhaltens der ostdeutschen Autofahrer steUte sich heraus, daß sie sich nach
einem Jahr bereits an den Marken und Typen orientierten, die zu ihnen aufgrund
ihres sozioökonomischen und -kultureUen Status paßte. Sie haben sich verhalten,
als hätten sie im wesenthchen die westdeutsche Kaufordnung schon in den Zeiten
der DDR verinnerücht. Für den Automarkt kann gelten, daß die DDR-Bevölke¬
rung in ihren Tagträumen, unterstützt durch Besuche ün Westen, und in Kenntnis
der Werbung immer schon in den jeweüs neuen ModeUen fuhr, die für den FaU des
FaUes »angesagt wären«. Läßt sich dies auf den Schulmarkt übertragen? Weiß
genau der gleiche Anteü alter Facharbeiter im Osten wie im Westen, daß die
eigenen Kinder auf das Gymnasium gehören? Aber woher soll er das wissen?
Entsprechend der im Osten vordem künstüch gering gehaltenen Abiturienten¬
quoten ist das Wahlverhalten gegenüber dem Gymnasium nicht primär als Repro¬
duktion des erreichten BUdungsniveaus in den Famüien zu verstehen. Daß es einen
Nachholbedarf geben mußte, weü man im Osten gelernt hatte, daß der höchste
Abschluß nun erreichbar und vieUeicht noch wichtiger ist als vordem, versteht sich
fast von selbst, aber wie kommt es zu einer so schneUen Annähemng der beiden
Zahlenreihen?
Viel verständlicher wird das Wahlverhalten nicht, wenn man sich büdungssoziolo-
gischer Theorien bedient. Sie klären darüber auf, daß unabhängig von den Ambitio¬
nen der professionellen Erzieher sich die im Schulsystem institutionalisierten Nor¬
men als hidden curriculum durchsetzen. Nach Dreeben (1980) werden die Heran¬
wachsenden allein durch ihr Leben innerhalb der Institutionen mit den Normen des
modernen Individuaüsmus konfrontiert. Aber wie kommen die Heranwachsenden
in einer bestimmten Verteilung in diese hinein?
Folgt man der Chartering-These von J.W. Meyer (1977), so kommt es nicht
darauf an, was in der Schule passiert. Die Erziehung findet vielmehr außerhalb
statt, vermittelt durch die aUgemeinen Normen, nach denen Schüler entsprechend
ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten Schulform in der Öffentlichkeit bewertet
und behandelt werden. Da Eltern, Lehrer und Bekannte wissen, was ein »Gymna¬
siast« ist, wird der Schüler eines Gymnasiums entsprechend behandelt. Dieser
wiedemm lernt, sich gemäß diesen aUgemeinen Erwartungen zu verhalten. Woher
aber kommt jene Ziffer gesteigerter BUdungsaspiration?
Die deutlich geringeren Übergangsquoten in das Gymnasium der anderen neuen
Bundesländer mit Ausnahme von Brandenburg können nur den beruhigen, der an
einer »begabungsgerechten« Verteilung der Schullaufbahn interessiert ist. Hinsicht¬
lich der Parallelisierung der Entwicklung von Ost und West verstärkt der Blick nach
Sachsen oder Thüringen aber nur die Irritation. Denn die sächsischen Eltern
scheinen nicht anders zu wählen als die Eltern in ihrem Partnerland Baden-Württem¬
berg, und der jüngere Vogel scheint nach Erfurt die Bildungsaspirationen aus
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Rheinland-Pfalz mitgebracht zu haben. SoUte es doch eme metaphysische Kraft der
BUdungspoütik geben, die dafür sorgt, daß Eltern sich gehorsam dem Vorbüd
beugen, das die neue Obrigkeit anempfiehlt?4
Anmerkungen
1 Von dieser bindenden Kraft war nicht nur Margot Honecker »felsenfest« überzeugt, sondern noch 1990
renommierte vergleichende Bildungsforscher im Westen So steUt Oskar Anweder in seinem Beitrag
zu den »Matenahen zur Lage der Nation« des Bundesministenums für innerdeutsche Beziehungen fest,
daß die 34 Jahre wahrende Gültigkeit des »Gesetzes über das einheitliche sozialistische Bildungssystem«
von 1965 nicht nur Resultat der »Festigkeit der pohtischen Herrschaft« sei, sondern auch »Ausdruck
der Stabilität von Institutionen« (O Anweüer 1990)
2 Man wende nicht dagegen em, daß hinter den neuen Schulschildern nicht schon der neue pädagogische
Geist regiere, der Geist wird schon noch kommen und oft eben als der alte Ungeist JedenfaUs besteht
erst dann die Chance, daß er in die Schule einzieht, wenn das Haus schon steht (Das öffenthche
Schulwesen ist mcht mit den Waldorf-Schulen zu verwechseln )
3 Im Westen kämpfen so Hauptschuler und ihre Eltern und Lehrer für der Erhalt einer Schule, die ihnen
Zukunftsoptionen nimmt
4 Bei unseren Recherchen haben wir die Mitarbeiter der Statistik- und PlanungsabteUungen in den
Kultusministerien der Neuen Lander just beim Zahlen angetroffen Deshalb stehen uns über die genaue
Verteüung der Anmeldungen für die jeweilige Eingangsklasse in die Sekundarstufe I nur vage Zahlen
zur Verfugung, die auf mundlichen Auskünften aus den Ministenen beruhen Die sich abzeichnenden
Tendenzen sprechen trotzdem eine deutliche Sprache m Sachsen haben sich ca 39 Prozent des heungen
5 Jahrgangs für den Eintritt in das Gymnasium entschieden, in Thüringen besuchen 34 Prozent aUer
Schuler der Sekundarstufe I das Gymnasium Nur in Brandenburg, wo es vorwiegend Gesamtschulen
gibt, dafür aber neben den Realschulen kerne Hauptschule, verteilen sich 55 Prozent der Uberganger
auf die ca 300 Gesamtschulen Von diesen verfugen 35 über eme gymnasiale Oberstufe 26 Prozent
der brandenburgischen Siebtklassler besucht seit September ein Gymnasium, wahrend sich 14 Prozent
für die Realschule entschieden haben
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